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Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals

Das Grundkapital der Infineon Technologies AG hat sich im Geschäftsjahr 2013 infolge der 

Ausübung von 776.702 Aktienoptionen um €1.553.404 erhöht. Zum 30. September 2013 

betrug das Grundkapital damit €2.162.166.068. Es ist eingeteilt in 1.081.083.034 auf 

den Namen lautende nennwertlose Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil von €2 am 

Grundkapital. Jede Aktie gewährt eine Stimme und den gleichen Anteil am Gewinn nach 

Maßgabe der von der Hauptversammlung beschlossenen Gewinnverwendung. 

Am Tag der Hauptversammlung von der Gesellschaft gehaltene eigene Aktien sind weder 

stimm- noch gewinnberechtigt. Zum 30. September 2013 hielt die Gesellschaft 6 Millionen 

(Vorjahr: keine) eigene Aktien.

Aktien der Infineon Technologies AG werden an der Frankfurter Wertpapierbörse (FSE) 

unter dem Symbol „IFX“ notiert. Außerdem werden die Aktien der Infineon Technologies AG 

in Form von American Depositary Shares (ADS) unter dem Börsenkürzel „IFNNY“ auch am 

OTCQX International Premier Market im Freiverkehr (over-the-counter) gehandelt, wobei 

jeweils ein Infineon-ADS eine Infineon-Aktie repräsentiert.

Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung von Aktien betreffen

Beschränkungen des Stimmrechts der Aktien können sich insbesondere aus den Vor-

schriften des Aktiengesetzes (AktG) ergeben. Beispielsweise unterliegen Aktionäre unter 

bestimmten Voraussetzungen nach § 136 AktG einem Stimmverbot. Weiter steht der 

Infineon Technologies AG gemäß § 71b AktG aus eigenen Aktien kein Stimmrecht zu. 

Auch können Verstöße gegen die Mitteilungspflichten im Sinne des § 21 Abs. 1 oder 1a 

des Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG) dazu führen, dass nach Maßgabe des § 28 WpHG 

Rechte aus Aktien – darunter das Stimmrecht – zumindest zeitweise nicht bestehen. 

Vertragliche Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung von Aktien betreffen, 

sind uns nicht bekannt.

Gemäß § 67 Abs. 2 AktG gilt im Verhältnis zur Infineon Technologies AG nur als Aktionär, 

wer als solcher im Aktienregister eingetragen ist. Die Aktionäre haben der Infineon Tech-

nologies AG zur Eintragung im Aktienregister ihren Namen beziehungsweise ihre Firma, 

ihre Anschrift, gegebenenfalls ihren Sitz und ihr Geburtsdatum sowie die Zahl der von ihnen 

gehaltenen Aktien mitzuteilen. Die Infineon Technologies AG ist nach § 67 Abs. 4 AktG 

berechtigt, von der im Aktienregister eingetragenen Person Auskunft darüber zu verlangen, 

inwieweit die Aktien, auf die sich die Eintragung im Aktienregister bezieht, tatsächlich 

der eingetragenen Person gehören, und, soweit dies nicht der Fall ist, die zur Führung des 

Aktienregisters notwendigen Informationen über denjenigen zu erhalten, für den die Aktien 

gehalten werden. Solange einem solchen Auskunftsverlangen nicht ordnungsgemäß 

nachgekommen wird, bestehen die Stimmrechte aus dem betreffenden Aktienbestand 

nach § 67 Abs. 2 AktG nicht.

Beteiligungen am Kapital, die 10 Prozent der Stimmrechte überschreiten

Nach § 21 Abs. 1 WpHG hat jeder Aktionär, der die Schwellen von 3, 5, 10, 15, 20, 25, 30, 

50 oder 75 Prozent der Stimmrechte einer börsennotierten Gesellschaft erreicht, über-

schreitet oder unterschreitet, dies der Gesellschaft und der Bundesanstalt für Finanzdienst-

leistungsaufsicht unverzüglich mitzuteilen. Uns sind hiernach zum 30. September 2013 

keine direkten oder indirekten Beteiligungen am Kapital bekannt, die 10 Prozent der Stimm-

rechte erreichen oder überschreiten. Die uns gemeldeten und zum 30. September 2013 be-

stehenden Beteiligungen sind im Anhang zum Einzelabschluss der Infineon Technologies AG 

unter den Angaben gemäß § 160 Abs. 1 Nr. 8 AktG dargestellt.
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Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen

Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen, wurden nicht ausgegeben.

Art der Stimmrechtskontrolle, wenn Arbeitnehmer am Kapital beteiligt sind und 

ihre Kontrollrechte nicht unmittelbar ausüben

Arbeitnehmer, die am Kapital der Infineon Technologies AG beteiligt sind, üben ihre Kontroll-

rechte wie andere Aktionäre unmittelbar nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften und 

der Satzung aus.

Bestimmungen über die Ernennung und Abberufung von Vorstandsmitgliedern

Der Vorstand der Infineon Technologies AG besteht nach § 5 Abs. 1 der Satzung aus min-

destens zwei Personen. Infolge des Ausscheidens von Herrn Peter Bauer zum 30. Septem-

ber 2012 besteht der Vorstand seit dem 1. Oktober 2012 aus drei Mitgliedern. Die Bestim-

mung der genauen Zahl sowie die Bestellung und Abberufung der Vorstandsmitglieder 

erfolgen gemäß § 5 Abs. 1 der Satzung und § 84 Abs. 1 AktG durch den Aufsichtsrat. Da 

die Infineon Technologies AG unter das Mitbestimmungsgesetz fällt, ist für die Bestellung 

beziehungsweise Abberufung von Vorstandsmitgliedern eine Mehrheit von mindestens 

zwei Dritteln der Mitglieder des Aufsichtsrats erforderlich (§ 31 Abs. 2 MitbestG). Kommt 

eine solche Mehrheit in der ersten Abstimmung nicht zustande, kann die Bestellung auf 

Vorschlag des Vermittlungsausschusses in einer zweiten Abstimmung mit einfacher Mehr-

heit der Stimmen der Mitglieder des Aufsichtsrats erfolgen (§ 31 Abs. 3 MitbestG). Wird 

auch hierbei die erforderliche Mehrheit nicht erreicht, erfolgt eine dritte Abstimmung, in der 

dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats jedoch zwei Stimmen zustehen (§ 31 Abs. 4 MitbestG). 

Fehlt ein erforderliches Vorstandsmitglied, so hat gemäß § 85 Abs. 1 AktG in dringen-

den Fällen das Amtsgericht München auf Antrag eines Beteiligten ein Vorstandsmitglied 

zu bestellen.

Vorstandsmitglieder dürfen gemäß § 84 Abs. 1 Satz 1 AktG für höchstens fünf Jahre 

bestellt werden. Eine wiederholte Bestellung oder Verlängerung der Amtszeit, jeweils für 

höchstens fünf Jahre, ist zulässig (§ 84 Abs. 1 Satz 2 AktG). Der Aufsichtsrat kann gemäß 

§ 5 Abs. 1 der Satzung und § 84 Abs. 2 AktG einen Vorsitzenden des Vorstands sowie 

einen stellvertretenden Vorsitzenden ernennen. Der Aufsichtsrat kann die Bestellung 

zum Vorstandsmitglied und die Ernennung zum Vorsitzenden des Vorstands widerrufen, 

wenn ein wichtiger Grund vorliegt (§ 84 Abs. 3 AktG).

Bestimmungen über die Änderung der Satzung

Für Änderungen der Satzung ist gemäß § 179 Abs. 1 AktG die Hauptversammlung zuständig. 

Der Aufsichtsrat ist jedoch gemäß § 10 Abs. 4 der Satzung ermächtigt, Satzungsänderungen 

zu beschließen, die nur die Fassung betreffen, wie zum Beispiel Änderungen der Grund-

kapitalziffer infolge einer Kapitalerhöhung aus Bedingtem oder Genehmigtem Kapital oder 

einer Kapitalherabsetzung durch Einziehung eigener Aktien. Soweit die Satzung keine 

andere Mehrheit vorsieht, bedürfen Beschlüsse der Hauptversammlung über Änderungen 

der Satzung gemäß § 179 Abs. 2 AktG einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln des bei 

der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. Die Satzung der Infineon Technologies AG 

sieht in § 17 Abs. 1 vor, dass Beschlüsse grundsätzlich mit einfacher Mehrheit und, soweit 

eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Kapitalmehrheit gefasst werden können, 

sofern nicht nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften oder anderen Satzungsbestim-

mungen eine größere Mehrheit erforderlich ist.

INFINEON TECHNOLOGIES GESCHÄFTSBERICHT 2013

KONZERNLAGEBERICHT – UNSER GESCHÄFTSJAHR 2013
160



Befugnisse des Vorstands zur Aktienausgabe

Genehmigtes Kapital

Genehmigtes Kapital 2010/I 

Der Vorstand ist gemäß § 4 Abs. 8 der Satzung ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit 

bis zum 10. Februar 2015 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder in Teilbeträgen 

um insgesamt bis zu €648.000.000 durch Ausgabe von bis zu 324.000.000 neuen, auf 

den Namen lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres 

ihrer Ausgabe gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2010/I). 

Bei Barkapitalerhöhungen steht den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Der 

Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre auszuschließen,

(a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen,

(b)  soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Options- oder Wandlungsrechten aus 

Options- und Wandelanleihen, die von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten 

Konzernunternehmen ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht auf neue 

Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder 

Wandlungsrechte beziehungsweise nach Erfüllung von Wandlungspflichten zustände,

(c)  wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unter-

schreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ausgegebenen Aktien insgesamt 10 Prozent des Grundkapitals nicht überschreiten, 

und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung.

Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen. Der Vorstand 

der Infineon Technologies AG hat sich allerdings zum Schutz der Aktionäre vor Verwässe-

rung verpflichtet, von dieser Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts sowohl bei 

Bar- als auch bei Sachkapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2010/I nur bis zu 

einem Betrag von insgesamt maximal 10 Prozent des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals beziehungsweise – falls dieser Wert gerin-

ger sein sollte – des zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung bestehenden Grund-

kapitals Gebrauch zu machen. Eine Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts 

in Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2010/I ist damit zum 30. September 2013 auf 

maximal 108.108.303 Stückaktien beziehungsweise €216.216.606 (dies entspricht 10 Pro-

zent des zu diesem Zeitpunkt bestehenden Grundkapitals) beschränkt.

Über den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe 

entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.

Genehmigtes Kapital 2010/II 

Gemäß § 4 Abs. 9 der Satzung ist der Vorstand außerdem ermächtigt, das Grundkapital in 

der Zeit bis zum 10. Februar 2015 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder in Teil-

beträgen um insgesamt bis zu €40.000.000 durch Ausgabe von bis zu 20.000.000 neuen, 

auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bareinlagen zum Zwecke der Ausgabe an 

Mitarbeiter der Gesellschaft oder ihrer Konzernunternehmen zu erhöhen (Genehmigtes 

Kapital 2010/II). Dabei ist das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen. Über den weite-

ren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe entscheidet der 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.

Die vorstehend dargestellte Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe neuer Aktien aus dem 

Genehmigten Kapital 2010/I soll den Vorstand in die Lage versetzen, einen auftretenden 

Kapitalbedarf flexibel und kostengünstig zu decken und je nach Marktlage, gegebenenfalls 

auch kurzfristig, attraktive Finanzierungsmöglichkeiten für Infineon zu nutzen. Demgegen-

über dient das Genehmigte Kapital 2010/II der Bedienung von aktienbasierten Mitarbeiter-

beteiligungsprogrammen. 

Aus den vorstehend beschriebenen genehmigten Kapitalia sind im Geschäftsjahr 2013 

keine Aktien ausgegeben worden.
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Bedingtes Kapital

Bedingtes Kapital I 

§ 4 Abs. 4 der Satzung sieht vor, dass das Grundkapital der Infineon Technologies AG 

um bis zu nominal €34.628.048 bedingt erhöht ist (Bedingtes Kapital I, eingetragen im 

Handelsregister als Bedingtes Kapital 1999/I). Die bedingte Kapitalerhöhung wird durch 

Ausgabe von bis zu 17.314.024 neuen, auf den Namen lautenden Aktien mit Gewinn-

berechtigung ab dem Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe nur insoweit durchgeführt, 

wie die Inhaber von Bezugsrechten, die im Rahmen des „Infineon Technologies AG 2001 

International Long Term Incentive Plan“ aufgrund der am 6. April 2001 erteilten Ermächti-

gung ausgegeben wurden, von ihren Bezugsrechten Gebrauch machen.

Bedingtes Kapital III 

Zum Ende des Geschäftsjahres 2013 sah § 4 Abs. 5 der Satzung vor, dass das Grund-

kapital der Infineon Technologies AG um bis zu nominal €27.879.006 bedingt erhöht 

ist (Bedingtes Kapital III, eingetragen im Handelsregister als Bedingtes Kapital 2001/I). 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird durch Ausgabe von bis zu 13.939.503 neuen, auf den 

Namen lautenden Aktien mit Gewinnberechtigung ab dem Beginn des Geschäftsjahres 

ihrer Ausgabe nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von Bezugsrechten, die im Rahmen 

des „Infineon Technologies AG 2001 International Long Term Incentive Plan“ aufgrund 

der am 6. April 2001 erteilten Ermächtigung ausgegeben wurden, oder wie die Inhaber von 

Bezugsrechten, die im Rahmen des „Infineon Technologies AG Aktienoptionsplans 2006“ 

aufgrund der am 16. Februar 2006 erteilten Ermächtigung ausgegeben wurden, von ihren 

Bezugsrechten Gebrauch machen. Im Geschäftsjahr 2013 wurden aus dem Bedingten 

Kapital III aufgrund der Ausübung von Aktienoptionen aus dem „Infineon Technologies AG 

Aktienoptionsplan 2006“ insgesamt 776.702 neue nennwertlose Stückaktien mit einem 

anteiligen Betrag am Grundkapital von €2 je Aktie ausgegeben. Hierdurch hat sich das 

Bedingte Kapital III um €1.553.404 auf nunmehr €26.325.602 ermäßigt. Die entsprechende 

Änderung der Satzung ist unmittelbar nach Geschäftsjahresende zum Handelsregister 

angemeldet und wie beantragt eingetragen worden.

Bedingtes Kapital 2009/I 

Das Grundkapital der Infineon Technologies AG ist gemäß § 4 Abs. 7 der Satzung um bis 

zu €149.900.000 durch Ausgabe von bis zu 74.950.000 neuen, auf den Namen lautenden 

Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt 

erhöht (Bedingtes Kapital 2009/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung 

von Aktien an die Inhaber der im Mai 2009 von der Infineon Technologies AG als Garantin 

durch die Infineon Technologies Holding B.V. begebenen Wandelanleihe. Die bedingte 

Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Wandlungsrechten aus der Wandel-

anleihe Gebrauch gemacht wird beziehungsweise Wandlungspflichten daraus erfüllt und 

soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden.

Bedingtes Kapital 2010/I 

§ 4 Abs. 10 der Satzung sieht ferner vor, dass das Grundkapital der Gesellschaft um bis 

zu nominal €24.000.000 durch Ausgabe von bis zu 12.000.000 neuen, auf den Namen 

lautenden Stückaktien bedingt erhöht ist (Bedingtes Kapital 2010/I). Die bedingte Kapital-

erhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Inhaber von Bezugsrechten, die im Rahmen 

des „Infineon Technologies AG Aktienoptionsplans 2010“ bis zum 30. September 2013 

begeben wurden, von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen 

und die Gesellschaft in Erfüllung dessen nicht einen Barausgleich gewährt oder eigene 

Aktien liefert. Die neuen Aktien sind mit Wirkung ab dem Beginn des Geschäftsjahres ihrer 

Ausgabe gewinnberechtigt.
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Bedingtes Kapital 2010/II 

Das Grundkapital ist gemäß § 4 Abs. 11 der Satzung außerdem um bis zu €260.000.000 

durch Ausgabe von bis zu 130.000.000 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 

mit Gewinnberechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhöht 

(Bedingtes Kapital 2010/II). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien 

an die Inhaber oder Gläubiger von Options- und/oder Wandelanleihen, die aufgrund der 

Ermächtigung der Hauptversammlung vom 11. Februar 2010 von der Gesellschaft oder 

einem nachgeordneten Konzernunternehmen gegen Barleistung begeben werden. Die 

bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- und/oder Wand-

lungsrechten aus den Anleihen Gebrauch gemacht wird beziehungsweise Wandlungs-

pflichten aus den Anleihen erfüllt werden und soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder 

eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

Die durch bedingte Kapitalia abgesicherte Ausgabe von Aktienoptionen ist ein sinnvoller 

und in deutschen Unternehmen seit vielen Jahren üblicher Bestandteil der Vergütung von 

Vorständen und Führungskräften. Auch Infineon hat hiervon mehrfach Gebrauch gemacht. 

Soweit Infineon künftig andere langfristig wirkende Vergütungskomponenten einsetzt, 

dienen die bestehenden bedingten Kapitalia dazu, die aus bereits ausgegebenen Aktien-

optionen fließenden Bezugsrechte während der Restlaufzeit der Optionsprogramme abzu-

sichern. Die übrigen bedingten Kapitalia decken die Wandlungsrechte der Inhaber der 

von der Infineon Technologies Holding B.V. begebenen Wandelanleihe. Soweit die Kapitalia 

zu diesem Zweck nicht mehr benötigt werden (zum Beispiel weil Anleihen zurückgekauft 

und entwertet wurden), schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung üblicher-

weise die Aufhebung der Kapitalia vor. 

Mit Ausnahme des Bedingten Kapitals III (siehe dort) sind aus den vorstehend beschrie-

benen bedingten Kapitalia im Geschäftsjahr 2013 keine Aktien ausgegeben worden. 

Die näheren Einzelheiten der verschiedenen Aktienoptionspläne sind im Anhang zum Kon-

zernabschluss Nr. 32, die näheren Einzelheiten der von der Infineon Technologies Holding 

B.V. begebenen Wandelanleihe im Anhang zum Konzernabschluss Nr. 27 dargestellt.

Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelanleihen

Die Hauptversammlung vom 11. Februar 2010 hat den Vorstand ermächtigt, bis zum 

10. Februar 2015 einmalig oder mehrmals Options- und/oder Wandelanleihen (gemein-

sam „Anleihen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu €2.000.000.000 zu begeben und für 

solche von nachgeordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft begebenen Anleihen 

die Garantie zu übernehmen und den Inhabern von Anleihen Options- oder Wandlungs-

rechte auf insgesamt bis zu 130.000.000 auf den Namen lautende Stückaktien der Gesell-

schaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu €260.000.000 nach näherer 

Maßgabe der jeweiligen Bedingungen der Anleihen zu gewähren. Der Vorstand ist ermäch-

tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Anleihen 

auszuschließen, 

>  sofern der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 

ermittelten theoretischen Marktwert der Anleihen nicht wesentlich unterschreitet; dies 

gilt jedoch nur insoweit, als die zur Bedienung der dabei begründeten Options- und/

oder Wandlungsrechte auszugebenden Aktien insgesamt 10 Prozent des Grundkapitals 

nicht überschreiten, und zwar weder bezogen auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

noch auf den Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung;

>  um Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, vom Bezugs-

recht der Aktionäre auf die Anleihen auszunehmen oder, soweit es erforderlich ist, um 

Inhabern von Options- oder Wandlungsrechten aus Anleihen, die von der Gesellschaft 

oder ihren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben wurden oder werden, 

ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Rechte 

beziehungsweise nach Erfüllung von Wandlungspflichten zustände.

S   Siehe Seite 244

S   Siehe Seite 238
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Der Options- oder Wandlungspreis muss – auch bei Anwendung der Regelungen zum 

Verwässerungsschutz – mindestens 90 Prozent des durchschnittlichen Börsenkurses der 

Aktien der Gesellschaft in der Xetra-Schlussauktion an der Frankfurter Wertpapierbörse 

(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) betragen und zwar während der zehn Börsen-

tage vor dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Anleihen 

oder, sofern den Aktionären ein Bezugsrecht auf die Anleihen zusteht, während der Tage, 

an denen Bezugsrechte auf die Anleihen an der Frankfurter Wertpapierbörse gehandelt 

werden, mit Ausnahme der letzten beiden Börsentage des Bezugsrechtshandels. Der Options- 

beziehungsweise Wandlungspreis kann unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG aufgrund einer 

Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der Bedingungen der Anleihen 

dann ermäßigt werden, wenn die Gesellschaft bis zum Ablauf der Options- oder Wandlungs-

frist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder 

weitere Anleihen begibt oder garantiert und den Inhabern von Optionsrechten oder den 

Gläubigern von Wandelanleihen hierbei kein Bezugsrecht eingeräumt wird. Die Bedingun-

gen können auch für andere Maßnahmen, die zu einer wirtschaftlichen Verwässerung der 

Options- beziehungsweise Wandlungsrechte führen können, eine wertwahrende Anpassung 

des Options- beziehungsweise Wandlungspreises oder des Options- beziehungsweise 

Wandlungsverhältnisses vorsehen. In jedem Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital 

der je Wandelanleihe zu beziehenden Aktien den Nennbetrag der Anleihe nicht übersteigen.

Der Vorstand ist ermächtigt, unter Beachtung der Vorgaben des Hauptversammlungs-

beschlusses die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Anleihen und 

deren Bedingungen festzulegen.

Die vorstehend dargestellte Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Options- und/

oder Wandelanleihen soll den Vorstand in die Lage versetzen, flexibel und kostengünstig 

einen auftretenden Kapitalbedarf zu decken und je nach Marktlage, gegebenenfalls auch 

kurzfristig, attraktive Finanzierungsmöglichkeiten für Infineon zu nutzen.

Erwerb eigener Aktien

Die Infineon Technologies AG wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 28. Feb-

ruar 2013 bis zum 27. Februar 2018 ermächtigt, im Rahmen der gesetzlichen Grenzen 

eigene Aktien bis zu insgesamt 10 Prozent des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder 

– falls dieser Betrag geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Die Ermächtigung darf von der Gesellschaft nicht 

zum Zweck des Handels in eigenen Aktien genutzt werden. Die Ermächtigung kann ganz 

oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, für einen oder mehrere Zwecke durch die 

Gesellschaft ausgeübt werden. Sie darf auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der 

Gesellschaft stehende Unternehmen oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte genutzt 

werden. Der Erwerb der eigenen Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands über die Börse, 

mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots beziehungsweise 

einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten (gemeinsam „öffent-

liches Kaufangebot“) oder über ein Kreditinstitut beziehungsweise ein anderes die Voraus-

setzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen (gemeinsam „Kreditinsti-

tut“), das im Rahmen eines konkreten Rückkaufprogramms mit dem Erwerb beauftragt wird.

(a)  Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je 

Aktie (ohne Nebenkosten) den am Handelstag durch die Eröffnungsauktion ermittelten 

Kurs im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) nicht um mehr als 

10 Prozent über- oder unterschreiten.
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(b)  Erfolgt der Erwerb mittels eines öffentlichen Kaufangebots, kann ein bestimmter Kauf-

preis oder eine Kaufpreisspanne festgelegt werden. Dabei darf der von der Gesellschaft 

gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Nebenkosten) den arithmetischen Mittelwert der 

Schlusskurse der Aktie im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 

an den letzten drei Börsenhandelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung des öffent-

lichen Kaufangebots („Stichtag“) um nicht mehr als 10 Prozent über- und um nicht mehr 

als 20 Prozent unterschreiten. Ergibt sich nach dem Stichtag eine wesentliche Kurs-

abweichung, so kann der Kaufpreis entsprechend angepasst werden; Referenzzeitraum 

sind in diesem Fall die drei Börsenhandelstage vor der Veröffentlichung der Anpassung. 

Das Volumen des Kaufes kann begrenzt werden. Überschreitet die gesamte Zeichnung 

des öffentlichen Kaufangebots dieses Volumen, richtet sich die Annahme durch die 

Gesellschaft nach Quoten. Eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 

100 Stück angedienter Aktien je Aktionär) kann vorgesehen werden. Das öffentliche 

Kaufangebot kann weitere Bedingungen vorsehen.

(c)  Im Rahmen eines konkreten Rückkaufprogramms kann ein Kreditinstitut beauftragt 

werden, an einer vorab festgelegten Mindestzahl von Börsentagen im Xetra-Handel 

(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) und spätestens bis zum Ablauf einer 

zuvor vereinbarten Periode entweder eine vereinbarte Anzahl von Aktien oder Aktien 

für einen zuvor festgelegten Gesamtkaufpreis zu erwerben und an die Gesellschaft 

zu übertragen. Dabei (i) muss das Kreditinstitut die Aktien über die Börse erwerben, 

(ii) darf der von dem Kreditinstitut gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Nebenkosten) den 

am Handelstag durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs im Xetra-Handel (oder 

einem vergleichbaren Nachfolgesystem) nicht um mehr als 10 Prozent über- oder unter-

schreiten und (iii) hat der von der Gesellschaft zu zahlende Kaufpreis je Aktie einen 

Abschlag zum arithmetischen Mittel der volumengewichteten Durchschnittskurse (Volume 

Weighted Average Price – VWAP) der Infineon-Aktie im Xetra-Handel (oder einem ver-

gleichbaren Nachfolgesystem) während der tatsächlichen Periode des Rückerwerbs 

aufzuweisen. Davon abgesehen ist das Kreditinstitut – vorbehaltlich etwaiger weiterer 

Vorgaben durch die Gesellschaft im Einzelfall – in der Umsetzung des Rückkauf-

programms frei.

Die Gesellschaft ist ermächtigt, selbst oder durch abhängige oder in Mehrheitsbesitz der 

Gesellschaft stehende Unternehmen oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte Aktien 

der Gesellschaft, die aufgrund dieser oder einer früher erteilten Ermächtigung erworben 

wurden oder werden, außer durch Veräußerung über die Börse oder über ein Veräußerungs-

angebot an alle Aktionäre zu allen gesetzlich zulässigen, insbesondere zu den folgenden 

Zwecken zu verwenden:

(a)  Sie können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 

eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Einziehung führt zur 

Herabsetzung des Grundkapitals um den auf die eingezogenen Aktien entfallenden 

Anteil. Abweichend hiervon kann der Vorstand bestimmen, dass das Grundkapital 

bei der Einziehung unverändert bleibt und sich stattdessen der Anteil der nicht einge-

zogenen Aktien am Grundkapital entsprechend erhöht. Der Vorstand ist für diesen Fall 

ermächtigt, die Angabe der Aktienanzahl in der Satzung zu ändern. 

(b)  Sie können Dritten im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim 

Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteiligungen sowie 

anderen mit einem solchen Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden ein-

lagefähigen Wirtschaftsgütern angeboten und auf sie übertragen werden. 

(c)  Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung an Dritte auch anders 

als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußert werden, wenn 

der Preis, zu dem die Aktien veräußert werden, den am Tag der Veräußerung durch die 

Eröffnungsauktion ermittelten Kurs der Aktie im Xetra-Handel (oder einem vergleich-

baren Nachfolgesystem) nicht wesentlich unterschreitet (ohne Nebenkosten). Darüber 

hinaus darf in diesen Fällen die Summe der veräußerten Aktien insgesamt 10 Prozent 

des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder bezogen auf den Zeitpunkt des 
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   Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch bezogen auf den Zeitpunkt ihrer Ausübung. 

Hierauf ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, 

die unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwen-

dung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder verwendet werden. Ferner sind auf 

diese Zahl die Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Options-

rechten ausgegeben wurden oder noch ausgegeben werden können, sofern die zugrunde 

liegenden Anleihen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden.

(d)  Sie können zur Erfüllung der Verpflichtungen der Gesellschaft aus von ihr in der Ver-

gangenheit oder in Zukunft begebenen oder garantierten Options- und Wandelanleihen 

genutzt werden.

(e)  Sie können zur unmittelbaren oder mittelbaren Erfüllung von Verpflichtungen aus 

dem „Infineon Technologies AG Aktienoptionsplan 2006“ oder aus dem „Infineon 

Technologies AG Aktienoptionsplan 2010“ verwendet werden. Soweit eigene Aktien 

Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft übertragen werden sollen, gilt diese 

Ermächtigung für den Aufsichtsrat.

(f)  Sie können Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft, Mitgliedern des Vorstands 

und der Geschäftsführungen verbundener Unternehmen sowie Arbeitnehmern der 

Gesellschaft oder verbundener Unternehmen zum Erwerb angeboten oder als Ver-

gütungsbestandteil zugesagt werden; die angebotenen beziehungsweise zugesagten 

Aktien können auch nach Beendigung des Organ- oder Arbeitsverhältnisses an die 

Berechtigten übertragen werden. Die Aktien können dabei auch einem Kreditinstitut 

übertragen werden, das die Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie ausschließlich 

für die Zwecke nach Satz 1 zu verwenden. Soweit eigene Aktien Mitgliedern des Vor-

stands der Gesellschaft angeboten oder zugesagt sowie übertragen werden sollen, 

gilt diese Ermächtigung für den Aufsichtsrat.

Die aufgrund dieser oder einer früher erteilten Ermächtigung erworbenen Aktien können 

auch zur Rückführung von Wertpapierdarlehen verwendet werden, die bei einem Kredit-

institut zu einem der Zwecke nach Buchstaben b) bis f) aufgenommen worden sind.

Die Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, einzeln oder gemeinsam, ganz oder 

in Teilen ausgenutzt werden. Ein Bezugsrecht der Aktionäre auf die hiervon betroffenen 

eigenen Aktien wird insoweit ausgeschlossen, als diese Aktien gemäß den vorstehenden 

Ermächtigungen mit Ausnahme von Buchstabe a) verwendet werden. Darüber hinaus ist 

im Fall der Veräußerung der Aktien über ein Veräußerungsangebot an alle Aktionäre das 

Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge ausgeschlossen.

Gemäß Beschluss der Hauptversammlung vom 28. Februar 2013 darf der Erwerb von Aktien 

der Infineon Technologies AG auch durch den Einsatz von Eigenkapitalderivaten durch-

geführt werden. Der Vorstand ist ermächtigt, (i) Optionen zu veräußern, die die Gesellschaft 

bei Ausübung zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft verpflichten („Put-Optionen“), und 

(ii) Optionen zu erwerben, die die Gesellschaft bei Ausübung zum Erwerb von Aktien der 

Gesellschaft berechtigen („Call-Optionen“). Der Erwerb kann ferner unter Einsatz einer 

Kombination von Put- und Call-Optionen (gemeinsam „Derivate“) erfolgen. Der Aktienerwerb 

kann unter Einsatz von Derivaten auch über ein Kreditinstitut durchgeführt werden, das im 

Rahmen eines konkreten Rückkaufprogramms zu den von der Hauptversammlung festge-

legten Bedingungen beauftragt wird, spätestens bis zum Ablauf einer zuvor vereinbarten 

Periode entweder eine vereinbarte Anzahl von Aktien oder Aktien für einen zuvor festgeleg-

ten Gesamtkaufpreis derivategestützt zu erwerben und an die Gesellschaft zu übertragen.
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Aktienerwerbe unter Einsatz von Derivaten sind dabei auf Aktien im Umfang von insge-

samt höchstens 5 Prozent des Grundkapitals beschränkt und zwar bezogen sowohl auf 

den Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung als auch ihrer Ausübung durch 

den Einsatz des Derivats. Die in Ausübung dieser Ermächtigung erworbenen Aktien sind 

darüber hinaus auf die Erwerbsgrenze für die gemäß der oben beschriebenen Ermächtigung 

zum unmittelbaren Erwerb eigener Aktien erworbenen Aktien anzurechnen. Die Laufzeit 

der einzelnen Derivate darf jeweils höchstens 18 Monate betragen, muss spätestens am 

27. Februar 2018 enden und muss so gewählt werden, dass der Erwerb der eigenen Aktien 

in Ausübung oder Erfüllung der Derivate nicht nach dem 27. Februar 2018 erfolgen kann.

Die Derivatgeschäfte müssen mit einem Kreditinstitut oder über die Börse abgeschlossen 

werden. Es muss sichergestellt sein, dass die Derivate nur mit Aktien bedient werden, 

die zuvor unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse zu dem im 

Zeitpunkt des börslichen Erwerbs aktuellen Kurs der Aktie im Xetra-Handel (oder einem 

vergleichbaren Nachfolgesystem) erworben wurden. Der in dem Derivat vereinbarte Preis 

(ohne Nebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen beziehungsweise gezahl-

ten Optionsprämie) für den Erwerb einer Aktie bei Ausübung von Optionen darf den am Tag 

des Abschlusses des Derivatgeschäfts durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs für 

Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) um 

nicht mehr als 10 Prozent überschreiten und um nicht mehr als 30 Prozent unterschreiten.

Der von der Gesellschaft für Derivate gezahlte Erwerbspreis darf nicht wesentlich über und 

der von der Gesellschaft vereinnahmte Veräußerungspreis für Derivate nicht wesentlich 

unter dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen 

Marktwert der jeweiligen Optionen liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem der ver-

einbarte Ausübungspreis zu berücksichtigen ist.

Werden eigene Aktien unter Einsatz von Derivaten unter Beachtung der vorstehenden 

Regelungen erworben, ist ein Recht der Aktionäre, solche Derivatgeschäfte mit der Gesell-

schaft abzuschließen, in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-

geschlossen. Ein Recht der Aktionäre auf Abschluss von Derivatgeschäften besteht auch 

insoweit nicht, als beim Abschluss von Derivatgeschäften ein bevorrechtigtes Angebot 

für den Abschluss von Derivatgeschäften bezogen auf geringe Stückzahlen an Aktien vor-

gesehen wird.

Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Infineon-Aktien nur, soweit die Gesell-

schaft ihnen gegenüber aus den Derivatgeschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. 

Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausgeschlossen.

Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Derivaten erworben werden, 

gelten die oben bei der Ermächtigung zum unmittelbaren Erwerb eigener Aktien darge-

stellten Regelungen entsprechend.

Wesentliche Vereinbarungen für den Fall eines Kontrollwechsels 

infolge eines Übernahmeangebots

Die am 26. Mai 2009 von der Infineon Technologies AG als Garantin durch die Infineon 

Technologies Holding B.V. begebene Wandelanleihe, die im Mai 2014 fällig wird (siehe 

Anhang zum Konzernabschluss Nr. 27), enthält eine sogenannte „Change of Control“-

Klausel, die den Gläubigern für den Fall eines definierten Kontrollwechsels einen Rück-

zahlungsanspruch einräumt.

Darüber hinaus enthalten einige Patentlizenzaustauschverträge, Entwicklungskoope-

rationen, Förderverträge beziehungsweise -bescheide, Joint-Venture-Vereinbarungen und 

Lizenzverträge „Change of Control“-Klauseln, die dem Vertragspartner bei einer Änderung 

der Kontrolle über die Infineon Technologies AG das Recht zur Kündigung oder andere 

für die Gesellschaft unter Umständen nachteilige Sonderrechte einräumen oder die Fort-

setzung des Vertrags von der Zustimmung des Vertragspartners abhängig machen.

S   Siehe Seite 238
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Die vorgenannten „Change of Control“-Klauseln bei der Wandelanleihe entsprechen der 

für Finanzinstrumente dieser Art jeweils marktüblichen Praxis zum Schutz der Gläubiger. 

Die Regelungen, die die Infineon Technologies AG im Rahmen ihrer allgemeinen Geschäfts-

tätigkeit mit ihren Vertragspartnern für den Fall eines Kontrollwechsels vereinbart hat, ent-

sprechen ebenfalls marktüblichen Gepflogenheiten. Das Gleiche gilt für die von der Gesell-

schaft abgeschlossenen beziehungsweise sie begünstigenden Förderverträge beziehungs-

weise -bescheide sowie Joint-Venture-Vereinbarungen.

Entschädigungsvereinbarungen für den Fall eines Übernahmeangebots

Sofern ein Vorstandsmitglied im Rahmen eines Kontrollwechsels ausscheidet, hat es 

derzeit Anspruch auf Fortzahlung des Jahreseinkommens bis zum Ende der vertraglich ver-

einbarten Laufzeit, im Fall einer Amtsniederlegung/Kündigung durch das betreffende Vor-

standsmitglied aufgrund des ihm eingeräumten Sonderkündigungsrechts maximal jedoch 

für 36 Monate, im Fall einer Abberufung/Kündigung durch die Infineon Technologies AG 

für mindestens 24 und maximal 36 Monate. Nähere Einzelheiten hierzu finden sich im 

Vergütungsbericht. 

Die mit den Mitgliedern des Vorstands vereinbarten „Change of Control“-Klauseln ent-

sprechen der Empfehlung in Nummer 4.2.3 Abs. 5 des Deutschen Corporate Governance 

Kodex. Sie sollen dazu dienen, die Vorstandsmitglieder im Fall eines Kontrollwechsels abzu-

sichern und auf diese Weise in einer Übernahmesituation ihre Unabhängigkeit zu erhalten. 

Vergleichbare Regelungen für Arbeitnehmer existieren nicht.

CORPORATE GOVERNANCE BERICHT

Praxis der Unternehmensführung

Corporate Governance – Standards guter und 

verantwortungsbewusster Unternehmensführung

Vorstand und Aufsichtsrat der Infineon Technologies AG verstehen unter Corporate Gover-

nance ein umfassendes Konzept für eine verantwortungsvolle, transparente und wert-

orientierte Unternehmensführung. Gute Corporate Governance fördert das Vertrauen der 

nationalen und internationalen Anleger, der Finanzmärkte, der Geschäftspartner und 

Mitarbeiter sowie der Öffentlichkeit in unser Unternehmen. Vorstand, Aufsichtsrat und 

Führungskräfte sorgen dafür, dass die Corporate Governance in allen Bereichen des Unter-

nehmens aktiv gelebt und ständig weiterentwickelt wird. Neben dem Deutschen Corporate 

Governance Kodex (DCGK) umfasst Corporate Governance bei Infineon auch die Standards 

des internen Kontrollsystems, Compliance – dabei insbesondere die Leitlinien für das 

unternehmerische Verhalten („Infineon Business Conduct Guidelines“) – sowie die Rege-

lungen zu den Organisations- und Aufsichtspflichten im Unternehmen, die im Infineon-

Intranet von allen Mitarbeitern eingesehen werden können.

„Business Conduct Guidelines“ 

Wir führen unser Geschäft verantwortungsvoll in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 

Vorschriften und behördlichen Regelungen – und wir haben verschiedene Richtlinien 

aufgestellt, die dazu beitragen, dass dieses Ziel erreicht wird. Die „Business Conduct 

Guidelines“ der Infineon Technologies AG als wichtigster Bestandteil sind im Internet 

unter www.infineon.com/conductguidelines veröffentlicht und für den Vorstand und alle 

Mitarbeiter weltweit verbindlich. Die „Business Conduct Guidelines“ werden regelmäßig 

überprüft und weiterentwickelt. Sie enthalten insbesondere Regelungen zum gesetzes-

konformen Verhalten, zum Umgang mit Geschäftspartnern und Dritten, zur Vermeidung 

von Interessenkonflikten, zum Umgang mit Firmeneinrichtungen, Daten und Informationen 

sowie zum Thema Umweltschutz, Gesundheit und Sicherheit. Daneben enthalten sie 

aber auch Regeln zum Umgang mit Beschwerden und Hinweisen auf Verstöße gegen diese 

Richtlinien.
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